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Zur Veranstaltung:

Lateinamerika befindet  sich im Umbruch.  In  beinahe jedem Land sah man in den letzten 
Jahren  Massenbewegungen,  die  sich  von  Land  zu  Land  zwar  unterscheiden,  aber  in  die  selbe 
Richtung weisen: Die Menschen nehmen ihr Schicksal selbst in die Hand und suchen einen Ausweg 
aus dem politischen status quo.

In  Venezuela  ist  dieser  Prozess  am  weitesten  entwickelt.  In  den  letzten  Jahren  konnten  große 
Fortschritte im Bildungs, Gesundheits und Sozialwesen erzielt werden. Während bei uns eingespart 
und privatisiert  wird,  zeigt  Venezuela,  dass es auch einen anderen Weg gibt.  Doch jeder  Schritt 
vorwärts kann nur gegen den Widerstand von US-Imperialismus und der venezolanischen Oligarchie 
ereicht werden. Die Provokationen der USA und das Vorgehen der Besitzenden in Venezuela zeigen 
wie eng der Spielraum im Kapitalismus für Reformen im Sinne der Bevölkerung ist. Höhepunkte der 
Ausseinandersetzungen waren der Putschversuch gegen Hugo Chavez im April 2002. Hugo Chavez 
genießt  dennoch  das  Vertrauen  der  Bevölkerung.  In  8  aufeinander  folgenden  Wahlen  blieb  er 
siegreich.  Innerhalb  der  Bewegung  wird  heftig  darüber  diskutiert,  wie  eine  Gesellschaft  ohne 
Ausbeutung und Unterdrückung aussehen kann. Besonders von der ArbeiterInnenbewegung und der 
Jugend wird der Parole vom "Sozialismus des 21 Jahrhunderts" Leben eingehaucht. Den Keim dieser 
neuen  Gesellschaft  bilden  die  besetzten  Betriebe,  die  zeigen,  das  es  möglich  ist  unter  der 
demokratischen Kontrolle der Beschäftigten nicht nur für Profite sondern zum Wohle der Gesellschaft 
zu  produzieren.  Im  Zuge  der  sich  verschärfenden  Auseinandersetzungen  haben  die 
ArbeitnehmerInnen  eine  neue  kämpferische  Gewerkschaftsbewegung gegründet:  die  UNT.  Dieser 
Prozess in Venezuela hat auch enormen Einfluss auf Kuba. Zum ersten mal seit Jahren ist Kuba nicht 
meht isoliert in Lateinamerika. Das Beispiel Venezuela gibt jenen Kräften auftrieb, die sich gegen die 
sozialistisch-demokratische Umgestaltung Kubas einsetzen.

Zu den Diskutanten:

Aleida Guevara arbeitet als Fachärztin im Kinderkrankenhaus "William Soler" in Havanna. Als 
Tochter Che Guevaras 1961 geboren, ist sie eine vehemente Verfechterin seiner Vision vom "neuen 
Menschen". Sie ging 1983 als Ärztin nach Nicaragua, um die Internationale Solidarität auch zu leben, 
die ihr Vater immer für das Wichtigste hielt. Im Rahmen des Alternativengipfels enlazando alternativas 
wird sie bis einschließlich 13. Mai an zahlreichen Veranstaltungen in ganz Österreich teilnehmen; so 
auch am 8. Mai in Linz.

Rubén Dario Linares Silva, 1950 in Peru geboren, emigrierte 1976 nach Venezuela. 1983 
wurde  er  venzolanischer  Staatsbürger.  Seit  den  späten  1980er  Jahren  spielt  er  in  den  sozialen 
Kämpen  seiner  Heimat  eine  führende  Rolle.  Linares  ist  Vorsitzender  der  venezolanischen 
Transportarbeiterförderation  (FTT)  und  seit  2003  einer  der  vier  nationalen  Koordinatoren  des 
venezolanischen Gewerkschaftsdachverbands UNT. Im Rahmen des Alternativengipfels, enlanzando 



alternativas, nimmt er von 10.- 13. Mai an mehreren Veranstaltungen u.a. mit dem venezolanischen 
Präsidenten, Hugo Chavez, teil.

Zur Hands off Venezuela Kampagne:

Die aktuelle  Regierung in  Venezuela  wurde in  acht  aufeinanderfolgenden demokratischen 
Wahlen  bestätigt.  Zuletzt  stimmten  59  Prozent  der  WählerInnen  im  August  2004  gegen  eine 
frühzeitige Abwahl des Präsidenten Hugo Chávez. Die ILO (International Labour Organization) hat erst 
vor  kurzem  die  in  der  Vergangenheit  immer  wieder  erhobenen  Vorwürfe  bezüglich  mangelnder 
Gewerkschaftsfreiheit  als völlig  haltlose Unterstellungen zurückgewiesen.  Dem ILO-Bericht  zufolge 
gibt  es  in  Venezuela  seitens  des  Staates  keine  Einschränkung  der  gewerkschaftlichen 
Organisationsfreiheit. 

Der Veränderungsprozess trifft in der Bevölkerung auf breite Unterstützung. Dies beruht auf 
den konkreten Verbesserungen des Lebensstandards der Menschen. So wurden in den letzten drei 
Jahren:  1,25  Millionen  Menschen  alphabetisiert  (in  den  zehn  Jahren  davor  waren  es  insgesamt 
70.000),  700.000  Menschen  haben  einen  Mittelschulabschluss  nachgeholt  oder  sind  dabei  einen 
solchen zu erlangen, auf den neuen Universitäten wurden 110.000 neue Studienplätze geschaffen, 
bisher wurden 150.000 Stipendien (für Mittelschule und Universitäten) zur Verfügung gestellt. Alleine 
im letzten Jahr wurden 18,4 Millionen medizinische Behandlungen im neugeschaffenen Programm 
"mission  adentro"  gratis  durchgeführt.  Tausende  Schwerkranke  wurden  zu  einer  operativen 
Behandlung nach Kuba geschickt. Heuer werden über hundert modern ausgestattete Polykliniken in 
den Armenvierteln errichtet. Die Liste der Reformen ließe sich beliebig weiterführen. Finanziert wird 
dieses soziale Reformwerk durch die Erlöse der staatlichen Erdölgesellschaft PDVSA, deren Erträge 
erstmals in der  Geschichte dem Wohlergehen der  Menschen zur Verfügung gestellt  wird.  Anders 
formuliert:  Der  Reichtum des  Landes  kommt  erstmals  nicht  der  Elite,  sondern  der  Allgemeinheit 
zugute. 

In den letzten Wochen und Monaten wurde immer deutlicher, dass dieses Bolivarische Projekt 
sowohl  in  Venezuela  selber  als  auch  als  internationale  Strategie  zur  Durchbrechung  der 
ökonomischen und politischen Dominanz des Imperialismus in Lateinamerika immer deutlicher  ins 
Visier der US-amerikanischen Außenpolitik gerät. Unverholen spricht Washington bereits von der axis 
of  subversion,  die  zwischen Caracas  und  Havanna aufgebaut  und  die  Stabilität  in  Lateinamerika 
gefährden  würde.  Diese  unmissverständliche  Drohung  wird  durch  diplomatische  Manöver 
untermauert. Die aufgebaute Drohkulisse erinnert deutlich an die Manöver, Täuschungen und Lügen, 
die  dem letzten  Golfkrieg  vorangegangen  sind.  Diesmal  jedoch  sind  die  venezolanische  und  die 
kubanische  Revolution,  die  am  ganzen  Kontinent  und  darüber  hinaus  eine  Hoffnung  auf  ein 
menschenwürdiges  Leben  darstellen,  im  Visier  der  Kriegstreiber.  Im  antiimperialistischen  Kampf 
Venezuelas ist Kuba eine wichtige Stütze, wenn wir Hände weg von Venezuela sagen, meinen wir 
daher auch Hände weg von Kuba.

Die ArbeiterInnenbewegung, fortschrittliche Jugendliche und die Linke im Allgemeinen können 
dem Sieg oder der Niederlage der Venezolanischen Revolution nicht gleichgültig gegenüber stehen. 
Ziel der Hände weg von Venezuela-Kampagne ist es daher, die vielfältigen Solidarittsinitiativen zu 
bündeln und eine Gegeninformationskampagne zu bilden. Wir sind Teil der internationalen Kampagne 
Hands off Venezuela, die in 30 Ländern aktiv ist und in Venezuela selber einen hohen Stellenwert und 
breite Unterstützung, u.a. vom revolutionären Gewerkschaftsdachverband UNT, genießt . 

Die drei Grundprinzipien der Kampagne lauten:
Solidarität  mit  der  Bolivarischen  Revolution;Opposition  gegenüber  einer  imperialistischen 

Intervention in Venezuela; Herstellung direkter Kontakte mit der revolutionären Bewegung und den 
venezolanischen Gewerkschaften. 

Auf  dieser  Basis  finden  sich  nun  auch  in  Österreich  Organisationen,  Strömungen  und 
Einzelpersonen der ArbeiterInnen- und der fortschrittlichen Jugendbewegung und Linken zusammen, 
um "Hände weg von Venezuela!" auch im deutschsprachigen Raum und besonders in Österreich zu 
artikulieren.  Ziel  ist  die  Bildung  einer  öffentlichkeitswirksamen Plattform,  die  die  Solidaritäts-  und 
Öffentlichkeitsarbeit bündeln kann und damit schlagkräftiger macht. 

Folgende Themenschwerpunkte stehen für uns in den kommenden Monaten im Vordergrund:
Informationsarbeit  über  die  venezolanische  und  kubanische  Revolution,  um  der 

Desinformationskampagne  entgegenzuhalten  sowie  Informationsarbeit  über  die  imperialistische 
Intervention  der  Westmächte  speziell  der  USA und  der  reaktionären  Kräfte  in  Venezuela  selbst. 
Verbreitung  von  Informationen  über  den  realen  Zustand  der  venezolanischen 
Gewerkschaftsbewegung und das Herstellen von direkten Kontakten zwischen dem ÖGB und den 



venezolanischen  Gewerkschaften.  Unser  Ziel  ist  es  dabei  die  Anerkennung  der  UNT  in  der 
österreichischen  und  internationalen  Gewerkschaftsbewegung  zu  erreichen.  Teilnahme  und 
Partizipation an den Vorbereitungsarbeiten zum Alternativgipfel zum EU-Lateinamerika-Gipfel im Mai 
2006 mit Schwerpunkt auf die Revolutionen in Venezuela und Kuba. 


